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#ST# Bekanntmachungen
von

Departementen rad andern Verwaltungsstellen des Bundes.

Bekanntmachung
betreffend

die Zollbehandlung von Ausstellungsgegenständen.

In Erneuerung früherer Bekanntmachungen (siehe Bundesblatt 1875
Bd. IV, S. 207; 1879, Bd. I, S. 225; 1882, Bd. I, S. 434; 1884, Bd. I, S. 343
und Handelsamtsblatt 1883, I. Theil, Nr. 34; 1884 Nr. 21) werden nachstehend
diejenigen zollamtlieh vorgeschriebenen Bedingungen in Erinnerung gebracht,
unter welchen für Ausstellungssendungen Zollbefreiung eintreten kann.

Gegenstände, welche an eine Ausstellung im Auslande gesandt werden,
sind, uni zollfreie Rückkehr nach der Schweiz zu genießen, bei ihrem Aus-
tritte aus der Schweiz der Freipaßabfertigung zu unterstellen. Zu diesem
Behufe muß im Frachtbriefe und in der bezüglichen Deklaration das Ver-
langen nach einem Freipasse, unter genauer Bezeichnung der in der Sendung
enthaltenen Gegenstände, deutlich angegeben sein, oder es müssen dem Ver-
mittler der Sendung an der Grenze die nöthigen diesbezüglichen Instruktionen
vom Absender ertheilt werden.

Wird diese Vorschrift, welche die zollamtliche Kontrolirung der Sendung
bei der Aus- und Wiedereinfuhr behufs Feststellung der Identität ihres
Inhaltes zum Zweck hat, außer Acht gelassen, so unterliegt die Sendung bei
der Rückkehr der Verzollung.

Ebenso tritt Bezug des Einfuhrzolles ein, wenn der Freipaß anläßlich
der Wiedereinfuhr bei der Zoll stätte, die ihn ausgestellt hat, nicht vor-
gewiesen wird.

In gleicher Weise ist andererseits für Gegenstände, welche an Aus-
stellungen in der Schweiz bestimmt sind, behufs zollfreier Einfuhr, die Frei-
paßabfertigung zu verlangen. Für die Wiederausfuhr muß in diesem Falle,
bei Vermeidung der Entrichtung des Eingangszolles, die im Freipaß anbe-
raumte Frist eingehalten werden, Verlagerung derselben vorbehalten, wenn
das Gesuch hiefür vor Ablauf des Freipasses gestellt wird.
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Hat in Folge Außerachtlassung vorerwähnter Vorschriften die Einfahr-
verzollung stattgefunden, so bleiht der Zoll verfallen, und es können nach-
trägliche Reklamationen resp. Zollrückvergütungsbegehren keine Berücksich-
tigung finden.

B e r n , den 23. März 1885.
Eidg. Oberzolldirektion

Reproduzirt im Mai 1887.

Bekanntmachung betreffend Anstellungsgesuche.

Veranlaßt durch fortwährend bei ihr anlangende Anstellungs-
gesuche macht die Oberzolldirektion neuerdiugs aufmerksam, daß
von der zuständigen Behörde keine neuen Stellen ohne dienstliche
Notwendigkeit kreirt werden, und daß somit Anstellungsgesuche
nur in diesen Fällen, oder bei Erledigung bereits bestehender
Stellen, sofern solche zur Wiederbesetzung gelangen, Berück-
sichtigung finden können.

Da ferner den Zollgebietsdirektionen das Vorschlagsrecht bei
Besetzung von Stellen in den Zollgebieten zusteht, so sind bezüg-
liche Bewerbungsschreiben an die betreffende Zollgebietsdirektion
zu richten, wobei der Ausweis über Kenntniß wenigstens zweier
schweizerischer Landessprachen zu leisten, das Alter, der Heimath-
ort, sowie die bisherige Beschäftigung des Postulanten anzugeben
dun ein amtliches Zeugniß über Ehrenfähigkeit und guten Leumund
beizufügen ist.

B e r n , den 1. August 1884.
Eidg. Oberzolldirrektion.

B^~ Reproduzirt im Mai 1887.
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